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Bonn hat mit 5705 DM je Einwohner
die mit Abstand höchste Pro-Kopf-Ver-
schuldung in Nordrhein-Westfalen. Der
Kölner Regierungspräsident (RP) geneh-
migte den Doppelhaushalt 2001/2002
zwar, empfahl jedoch dringend, den
„Leistungskatalog der Stadt systema-
tisch auf Einsparmöglichkeiten zu
durchforsten“ und „aufgabenkritische
Vorschläge zu entwickeln und umzuset-
zen“ (Bonner Generalanzeiger GA vom
18.07.01)
Damit dürfte er der stärksten Fraktion
im Bonner Stadtrat, der CDU, und ihrer
Mehrheitsbeschafferin, der FDP, aus
dem Herzen gesprochen haben. Denn
diese predigen schon seit Jahren, dass
die kommunalen Dienstleistungen auf
den Prüfstand gehören: „Privatisierung“
heißt das Zauberwort, das den Weg aus
der kommunalen Finanzmisere weisen
soll. Städtische Wohnungen, die Müll-
wirtschaft ,  die Stadtgärtnerei,
Schwimmbäder – alles was zu Geld zu
machen ist, soll an private Investoren
verhökert und mit den Erlösen die Fi-
nanzlöcher im Stadtsäckel gestopft wer-
den. 400 bis 500 Millionen DM sollen
so in den nächsten Jahren eingenommen
und die Handlungsfähigkeit der Kom-
mune wiederhergestellt werden.
Was uns Bonnerinnen und Bonnern da-
bei wohlweislich verschwiegen wird:
wir, die bisherigen Besitzer dieser kom-
munalen Betriebe und Anlagen, werden
damit kalt enteignet. Was mit Steuergel-
dern aufgebaut und unterhalten wurde,
um damit elementare Bedürfnisse der
Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt zu
befriedigen, wird mit dem Ziel der pri-
vaten Profitaneignung verkauft und wir

haben noch nicht einmal Einfluss auf
die Verwendung der Verkaufserlöse!

Und es sage niemand, dieser Besitz-
wechsel habe keine Folgen. Die Er-

fahrungen aus anderen Städten, in
denen die Privatisierung bereits wei-
ter fortgeschritten ist, sprechen eine
deutliche Sprache:

Die Dienstleistungen werden teurer
und schlechter

Gebühren und Eintrittspreise steigen
und da das Profitprinzip herrscht, wer-
den nicht so lukrative Dienste
eingeschränkt oder ganz eingestellt (z.B.
Öffnungszeiten gekürzt und Buslinien
gestrichen). Was uns z.B. im Zusam-
menhang mit dem geplanten Verkauf

städtischer Bäder droht, machte die Jun-
ge Union Bonn jüngst deutlich, als sie
eine Angleichung der Eintrittspreise an
die Kinopreise vorschlug (siehe GA vom
26.06.01
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Die Bedingungen für die Beschäftig-
ten verschlechtern sich
Da diese nicht mehr Angehörige des
öffentlichen Dienstes sind, drohen ihnen
niedrigere Tarife, geringere Schutz- und
Mitbestimmungsrechte, schlechtere Ar-
beitsbedingungen, oft sogar der Verlust
des Arbeitsplatzes. Unter den nun pri-
vatwirtschaftlichen Bedingungen, wer-
den weniger Ausbildungsplätze angebo-
ten, haben Frauen geringere Chancen
und werden die Belange von Menschen
mit Behinderungen mit Füßen getreten.
Die Finanzsituation der Kommune
verbessert sich nicht
Allen Beteuerungen zum Trotz tritt
höchstens eine kurzfristige Entlastung
ein: die Verkaufserlöse sind nach weni-
gen Haushaltsjahren aufgebraucht und
die Lage stellt sich dann eher noch
schlimmer dar: da ja die Bereiche ver-
kauft wurden, die kostendeckend oder
mit Gewinn arbeiteten, ist für die chro-
nisch defizitär arbeitenden Bereiche nun
kein Ausgleich mehr vorhanden. Daher
werden auch in diesen in städtischem
Eigentum verbliebenen Bereichen dann
die Daumenschrauben angezogen, Preise
erhöht und Dienstleistungen drastisch
eingeschränkt.
In Bonn wurde zwar noch nicht privati-
siert, aber seit Jahren darauf hingearbei-
tet: mit der Aufsplittung der Stadtwerke
in verschiedene Tochtergesellschaften
wird der Verkauf vorbereitet, wurden die
Bereiche, die Gewinn abwerfen und
Käufer finden sollen, von den anderen
defizitären Bereichen getrennt.
Beispiel Müllverwertung als lukrati-
ves Geschäft:
Damit die 1992 für 300 Mio DM gebau-
te MVA möglichst rentabel läuft (und
gute Verkaufserlöse zeitigt) müssen alle
Öfen ausgelastet werden. Da es in Bonn
nicht genug Restmüll gibt, wird Müll
aus anderen Regionen zu Schleuderprei-
sen (weit unter denen, die wir Bonner
bezahlen!) verbrannt und erwägt die
CDU allen Ernstes, den Biomüll mit-
zuverbrennen. Das geschieht, wenn das
hehre Prinzip des Vorrangs der Müll-
vermeidung und der Müllverwertung
unter privatkapitalistische Räder
kommt.
Die 350 Beschäftigten der Bonner Müll-
abfuhr haben - die Erfahrungen ihrer

Kollegen in anderen Städten vor Au
gen - für den Fall des Verkaufs vor-
gesorgt: in einem Arbeitskampf ha-
ben sie durchgesetzt, dass sie keine
finanziellen Einbußen hinnehmen
müssen und bis 2016 vor betriebs-
bedingten Kündigungen sicher sind.
Dies gilt allerdings nur für die bisher
bereits Beschäftigten, alle neuen Kol-
legen  würden unter den Tarifbedin-
gungen der privaten Abfallwirtschaft
eingestellt, die wesentlich schlechter
sind als die des öffentlichen Dienstes.
Beispiel Öffentlicher Personennah-
verkehr als chronisches Zusatzge-
schäft:
„Deckelung des Defizits“ heißt die
Parole. Mit anderen Worten: es darf
nicht mehr Geld in diesen Bereich
fließen als bisher. Seit Jahren
herrscht in diesem Bereich Personal-
mangel, wurde z.B. der Busverkehr
nur mittels Überstunden und Zusatz-
schichten abgesichert. Jetzt wurde
den BusfahreInnen ein neuer Dienst-
plan verordnet, der das nicht mehr
möglich macht. Dieser „Horrorkata-
log“ (wie ihn der Betriebsrat charak-
terisiert) sieht nur noch 10 Stunden
Zeit zwischen den Schichten vor,
dafür aber Schichtzeiten bis zu 14
Stunden. Jeder Gang zur Toilette
wird als Pause angerechnet. Und wei-
tere Verschlechterungen wurden be-
reits angedroht. 
Und in der örtlichen Presse häufen
sich Berichte und Klagen über Über-
füllung von Bussen, Verspätungen
oder Ausfälle, wird wieder die Strei-
chung ganzer Linien in die Diskus-
sion geworfen...

Zwei Beispiele, die zeigen, dass be-
reits im Vorfeld der Privatisierung
Widerstand angesagt ist. In vielen
Städten und Gemeinden wehren sich
die Bürgerinnen und Bürger gegen
den Ausverkauf öffentlichen Eigen-
tums, den bei diesem „Verkauf des
Tafelsilbers“ – wie es oft verharmlo-
send heißt, werden uns mehr als sil-
berne Löffel gestohlen. Auch in Bonn
erwägt der Mieterbund ein Bürger-
begehren gegen den Verkauf der
VEBOWAG-Wohnungen, gibt es
ähnliche Überlegungen bei der SPD
gegen den Verkauf der MVA.
Aber wer Nein zur Privatisierung
sagt, muss natürlich auch Alternati-

ven aufzeigen. Und da gilt es aufzuzei-
gen, dass die Finanznöte der Kommu-
nen nicht – oder zumindest nicht nur –
das Ergebnis ört lichen Miss-
managements sind, sondern ein struktu-
relles Problem:
Seit Jahren werden den Städten und Ge-
meinden von Bund und Land ständig
neue Aufgaben zugewiesen während
gleichzeitig die kommunalen Haushalte
immer kürzer gehalten werden, wach-
sende Sozialhilfeausgaben (vor allem als
Folge von Langzeitarbeitslosigkeit), die
Steuer“reform“ und die mehr oder weni-
ger legalen Steuertricks, mit denen sich
die großen Konzerne vor den Gewer-
besteuern drücken sind nur einige Stich-
worte. Gerade letzteres hat ja auch Bonn
über eingeplante Telekom-Gewerbesteu-
ern, die dann nicht geflossen sind, ins
Schleudern gebracht.
Mit dem Landeshaushalt 2002 kommen
auf die NRW-Kommunen weitere Bela-
stungen in der Höhe von ca. 450 Mio
DM zu. Dabei hat Finanzminister Stein-
brück gerade dieser Tage einen Rekord-
fehlbetrag von ca. 4 Milliarden DM bei
den Städten und Gemeinden unseres
Bundelandes beklagt.
Was also ist zu tun?
Kurzfristig würde ein Zinsmoratorium
schnell mehr Handlungsspielraum
schaffen: Einfrieren der Zinszahlungen
mit dem Ziel, diese schrittweise zu-
rückzufahren. Denn auch bei den Zins-
ausgaben und bei der Schuldendienst-
belastung für 2000 befindet sich Bonn
an der Spitze in NRW.
Parallel dazu müsste ein Umbau der öf-
fentlichen Finanzen zugunsten der un-
tersten Ebene stattfinden: die Städte und
Gemeinden müssen entsprechend ihrer
Aufgaben mit verlässlichen Finanzquel-
len ausgestattet werden. Sie dürfen nicht
am Tropf der großen Konzerne hängen,
die bei geringeren Profiten plötzlich fest
einkalkulierte Steuern nicht mehr be-
zahlen (oder – wie aktuell im Falle des
Bayer-Konzerns- sogar geleistete Vor-
auszahlungen wieder zurückfordern!)
Und es müsste sich eine völlig andere
Logik durchsetzen, was die Bedeutung
kommunaler Dienstleistungen angeht.
Eine sozialen und ökologischen Zielen
verpflichtete Versorgung mit Nahver-
kehr, Strom und Wasser, für breite
Bevölkerungsschichten erschwingliche
Angebote im Bildungs-, Kultur und
Freizeitbereich (um nur einige Beispiele
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 Ich möchte Informationen
über die DKP.

 Ich möchte zu den näch-
sten Mitgliederversamm-
lungen eingeladen werden.

Vorname, Name

Adresse

Unsere Kontaktadresse:
Deutsche Kommunistische Partei
Bonn/Rhein-Sieg
c/o Volker Rohde, Stroofstr. 15,
53225 Bonn

Aus dem Tollhaus des Kapitalismus

„Wir haben ein Monster aufge-
baut.“ (James Bisset, ehemaliger
kanadischer Botschafter in Jugosla-
wien, über die UCK, kürzlich in der
kanadischen Zeitung „The Globe and
Mail“)

kommunaler Aufgaben zu nennen) – all
das darf nicht durch die betriebswirt-
schaftliche Brille des „Sich Rechnens“
gesehen werden, sondern muss unter
dem volkswirtschaftlichen Aspekt der
Sicherung grundlegender Menschen-
rechte auf  saubere Umwelt, Wohnung,
Bildung.... betrachtet und gesichert wer-
den. Oder wie ein Friesdorfer Bürger es
anlässlich einer Diskussion über die an-
gedrohte Schließung des Friesdorfer
Freibades formulierte: „Es gibt grund-
sätzliche Aufgaben der Gesellschaft, die
nicht allein über den Kostenaspekt ent-
schieden werden dürfen“ (GA 23.08.01)

Willy Wimmer, CDU-Bundestags-
abgeordneter aus Neuss, nannte es
ein Stück aus dem Tollhaus, wenn
deutsche Soldaten in Mazedonien
Waffen einsammeln sollen. Es han-
delt sich um Schießzeug, mit dem die
USA die albanischen UCK-Terrori-
sten für ihr blutiges Handwerk “auf-
gebaut” hatten und das über die von
deutschen Soldaten “bewachte” Gren-
ze vom Kosovo nach Mazedonien
verfrachtet worden war. Selbst mi-
litärische Erfolge der mazedonischen
Regierung wurden vereitelt: 400 ein-
geschlossene Terroristen durften un-

ter amerikanischem Schutz in klima-
tisierten US-Bussen und mit ihren
Waffen ins Kosovo zurückfahren.
Dort bauen die USA ihre größte aus-
ländische Militärbasis seit dem Viet-
namkrieg. Der Balkan ist militäri-
sches Sprungbrett zu größeren Zie-
len: Südflanke der Ukraine und
Rußlands, vor allem Kaukasus und
kaspisches Meer. 

Von Skopje nach Stalingrad?
In Bosnien, Montenegro und im Ko-
sovo werden Löhne, Steuern und Zöl-
le in DM, nicht in Dollar gezahlt -
ein kuscheliges Plätzchen zur Geld-
wäsche, an der die militärischen Al-
banerfürsten bei ihrem milliarden-
schweren Drogen- und Frauenhandel
in Europa dringend interessiert sind.
Billigstlöhne machen die gesamte -
Region interessant. Das Öl im Kau-
kasus und am kaspischen Meer lockt

noch immer wie vor 60 Jahren, als die
deutsche Großindustrie und Hitler in
einem Blitzkrieg dorthin wollten, aber
kurz vor dem Ziel in Stalingrad stecken
blieben. 

Strategischer Korridor
Unterstellungen? Mitnichten! Die EU
und die USA haben sich seit einigen
Jahren auf ein “paneuropäisches Netz”
von etwa 10 “strategischen Korridoren”
geeinigt, mittels derer Osteuropa für den
Westen verkehrstechnisch, wirtschaft-
lich und militärisch nutzbringend “er-
schlossen” werden soll. Einer dieser

Korridore, an dem besonders die USA
interessiert sind, führt vom Mittelmeer
am Kosovo vorbei und über Mazedonien
z u m  S c h w a r z e n  M e e r
(http://www.zeit-fragen.ch/ AR-
CHIV/ZF_82d/T01.HTM). Keines der
Industrieländer darf bei der Eroberung
jener Region einem andern den Vortritt
lassen, aber jedes beansprucht die Füh-
rungsrolle. Das Trio Schröder, Schar-

ping und Fischer beschwört deutsche
Bündnistreue und die “deutschen Inter-
essen auf dem Balkan”, um den letzten
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11. September 2001
deutschen Zweifler zum Waffen-
sammeln zu bewegen. Wäre Deutsch-
land nicht mit von der Partie, dann gin-
ge sein Einfluss auf dem Balkan verlo-
ren. Nebenbei bemerkt: Die USA schick-
en nicht einen Mann zum Waffensam-
meln. Und augenzwinkernd verrät das
deutsche Kriegertrio, dass man nur ei-
nen Bruchteil der Waffen einsammeln
werde. Aber das sei bei der “wesentli-
chen Ernte”, wie das krumme Ding
heißt, auch nicht wesentlich. Es ginge
um die “Symbolkraft”, wofür Scharping
plötzlich eine halbe Milliarde DM - viel-
leicht aus gekürzter Sozialhilfe - von
Schröder erhält. 

Kapitalistische Konkurrenz
Symbol für wen? Symbol gegen wen?
Die wirtschaftliche Konkurrenz zwi-
schen EU und den USA, die Konkurrenz
innerhalb der EU zwingt jedem dieser
Länder eine abenteuerliche, mörderische
Politik auf. Die USA wollen ihre Welt-
machtrolle behalten, sonst wären sie mit
ihrem kapitalistischen “american way of
life” am Ende. Deutschland will inder
EU die Führungsrolle an sich ziehen,
sonst müßten seine Manager kleinere
Brötchen backen lassen. Miteinander
und gleichzeitig gegeneinander. Unruhe
stiften, anschließend symbolisches Waf-
fensammeln. 
Zurück bleiben unzählige Tote und zer-
störte Länder wie Guatemala, Somalia,
Libanon, Kongo, Irak, Afghanistan, Ju-
goslawien, um einige zu nennen, die die
kapitalistische Konkurrenz in den letz-
ten Jahrzehnten unter allerlei Vorwän-
den in Krieg, Hunger und Elend getrie-
ben hat. 

“Diesem System keinen Mann und kei-
nen Groschen," 

sagte schon August Bebel, 
Mitbegründer der SPD. 

Denn, so sagen wir:

Kapitalismus führt zu Krieg!

Entsetzen und Anteilnahme

Mit tiefem Entsetzen haben wir
KommunistInnen die verabscheu-
ungswürdigen, skrupellosen Terror-
anschläge vom 11. September 2001
verurteilt und den Angehörigen der
nach Tausenden zählenden Opfer
unsere Anteilnahme ausgesprochen.
„Diese Terroranschläge haben nichts
mit politischem Befreiungskampf zu
tun. Für die Täter, wer immer es sei,
kann es nicht den Anflug von Ver-
ständnis oder Solidarität geben“,
erklärte der Parteivorsitzende der
DKP, Heinz Stehr.

„Alle Menschen sind gleich“, so
steht es in der amerikanischen Un-
abhängigkeitserklärung von 1776
und in vielen weiteren Dokumenten
wie der Menschenrechtscharta. Doch
schauen wir uns um auf der Welt:
Nein, die Menschen sind nicht gleic-
h. Gleich geboren, aber nicht gleich
ernährt; gleichermaßen würdig, aber
nicht gleichermaßen beschützt;
gleichberechtigt, aber nicht gleich
behandelt. Wer hungert, wird eben
nicht satt. Wer zwischen Folterkel-
lern lebt, lebt in der täglichen Angst
um seine Haut. Wer verfolgt wird,
kann sich kein Wohnzimmer einrich-
ten. Wer keine Macht hat, ist ohn-
mächtig. Und wer sich verachtet
fühlt, lernt den Hass.

Erleben wir ein Massaker an Afrika-
nern oder Arabern als die gleiche
Katastrophe wie ein Massaker an
Europäern oder US-Amerikanern? Ist
es nicht so, dass wir in Afrika oder
im Nahen Osten den rohen Umgang
miteinander beinah für normal hal-
ten? Doch würden wir es verstehen,
wenn ein Afrikaner oder ein Palästi-
nenser ein Blutbad in Europa oder in
den USA schlicht für das selbstver
ständliche Produkt einer Zivilisation
hielte, die Auschwitz oder Hiroshima
hervorgebracht hat?

Abbau demokratischer Rechte

Der Umfang und die Heftigkeit der An-
schläge gegen die USA mögen überra-
schend gewesen sein, doch überrascht es
auch, dass die USA in diesen Zeiten das
Opfer von gewalttätigen Attacken wird?
Muss es uns wundern, dass in den durch
Kriege und Armut und Umweltzerstö-
rung verwüsteten Teilen der Erde nach
einfachen Lösungen gerufen wird, nach
Rache? Wollen wir nicht begreifen, dass
der Terror nicht nur eine bösartige, son-
dern auch eine verzweifelte Antwortauf
die Aufteilung der Welt in Arm und
Reich, in Sklaven und Herrscher ist?
Überall auf der Welt leben Menschen in
einer Situation der permanenten Demü-
tigung und des ökonomischen Desasters.
Und überall mischen die USA mit -
selbstlegitimiert durch die vermeintliche
Verteidigung der Freiheit, aber in Wahr-
heit immer auf der Seite des Geldes und
besessen von der Durchsetzung des eige-
nen Werte- und Wirtschaftssystems.
Wer Wind sät, wird Sturm ernten!

Die Situation wird von den Staatsmän-
nern der westlichen Welt genutzt. Gera-
de eben noch ließen sie die Massenpro-
teste in Genua und Göteborg zusammen
knüppeln und schreckten auch vor der
Ermordung eines Demonstranten nicht
zurück; und so sind sie auch jetzt nicht
bereit, die Ungleichheit in der Welt zu
beseitigen. Stattdessen werden im Hand-
streich im Namen des „Kampfes gegen
den Terrorismus“ demokratischen Rech-
te in nie gekanntem Ausmaß abgebaut.
Der Datenschutz steht ebenso zur Dispo-
sition wie die individuellen Schutzrechte
der BürgerInnen. Polizei und Militär
werden aufgerüstet, die Steuern zur Fi-
nanzierung dieser Maßnahmen im Eil-
verfahren erhöht.

Wie könnten wir besser der vielen Toten
gedenken, der zahllosen Opfer von sinn-
loser Gewalt und gezieltem Terror, als
mit dem gemeinsamen Bemühen darum,
dass sich die Welt tatsächlich ändert?!
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